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Zu fast jedem Thema, das die Entwicklung des europäischen Integrationsprozes-
ses im Kern betrifft, finden in Großbritannien widersprüchliche und verwirrende
Diskussionen statt. Anfang 1989 war Frau Thatcher noch zuversichtlich, daß sie
mit ihrer Rede in Brügge im Herbst 19881 dazu beigetragen habe, der Diskus-
sion über die zukünftige Entwicklung der EG eine andere Richtung zu geben.
Am Ende des Jahres war ihre Position dann allerdings sowohl auf europäischer
als auch auf britischer Ebene geschwächt. Sie mußte sich nicht nur mit der
Entwicklung innerhalb der Gemeinschaft abfinden, in der die Debatte eine ganz
andere Richtung genommen hatte, sondern auch mit der Entwicklung des
größeren Europas, auf dessen Wandel sie sich mühsam einzustellen hatte.
Anfang 1989 bezweifelten die meisten britischen Politiker noch, daß die Bundes-
republik Deutschland in irgendeiner Weise ein besonderes EG-Mitglied sei, oder
ihr wirtschaftliches Profil besondere Nachahmung verdiene. Im Dezember 1989
wurde es dann zunehmend schwierig, die britische Wirtschaft weiterhin als ein
Modell für andere hinzustellen. Sehr schwer fiel es Großbritannien auch, auf die
neue Diskussion in Ost- und Westdeutschland über staatliche Einheit und neue
Beziehungen zu den Partnern einzugehen.

Selbst ohne die dramatischen Ereignisse in Mittel- und Osteuropa gab es auf
der europäischen Tagesordnung genügend schwierige Themen für die britische
Regierung. Gerade als Margaret Thatcher und ihr Kabinett sich an die Arbeit
machen wollten, um den gemeinsamen Binnenmarkt gewissenhaft und entschlos-
sen zu vollenden - ein Ziel, für das sie aufrichtig und ernsthaft seit Anfang der
80er Jahre eintraten -, mußten sie feststellen, daß die Zielmarken verschoben
waren. Der Fahrplan 1992 blieb zwar bestehen, mit zahlreichen noch ungelösten
schwierigen Fragen, doch waren zwei für die konservative Regierung besonders
brenzlige Themen hinzugekommen: die soziale Dimension und Pläne für eine
Wirtschafts- und Währungsunion. Diese beiden Themen sind doppelt schwierig:
Beide stellen eine Herausforderung für wohlbehütete Schwerpunkte des Wahl-
programms der Konservativen und für die Grundsätze der Thatcher-Strategie dar;
beide scheinen die so sorgsam gehütete verbleibende Souveränität in vermeintli-
chen Schlüsselberichten der Innenpolitik zu bedrohen.

Im Laufe des Jahres zeigte sich, daß das konservative Kabinett nicht länger die
innenpolitische Debatte über EG-Themen unter Kontrolle hatte. Spaltungen
innerhalb des Kabinetts kamen verstärkt an die Öffentlichkeit; Spaltungen
zwischen dem Kabinett und anderen prominenten Politikern der Konservativen
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Partei verschärften sich. Mitglieder des Unterhauses wurden zunehmend unruhig,
als ihnen klar wurde, wie begrenzt ihr Einfluß auf die Gemeinschaftspolitik im
ganzen, aber auch auf die britischen Verhandlungspositionen ist2. Andere Par-
teien betraten mit ernstzunehmenden und attraktiven Programmen die politische
Bühne, was sich am deutlichsten bei der Europawahl zeigte. Zudem setzte eine
Debatte über die Optionen für die langfristige Entwicklung der EG ein, in die
die verschiedensten Interessengruppen zum Teil neue Ideen einbrachten.

Gründe für den Wandel in der britischen Debatte zur Europapolitik

Das Ende der scheinbar so einmütigen britischen Haltung zur EG erklärt sich
zum Teil durch den Wahlturnus und das Auftreten von Oppositionsparteien und
Möchtegern-Nachfolgern von Frau Thatcher, wobei sich beide Gruppen von
Politikern durch die Konzentration auf europäische Themen Wahlvorteile erhoff-
ten. Eine weitere Erklärung liegt in dem wachsenden Unbehagen der Regierung
angesichts der Eigendynamik der Themen, mit denen sich die Europäische Ge-
meinschaft befaßt und die von London aus nicht mehr zu steuern sind. Die briti-
sche Regierung gab wiederholt klar zu verstehen, daß sie sowohl die soziale
Dimension als auch die Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) ablehne. Sie
fand sich bei beiden Themen im abseits, insbesondere beim Europäischen Rat in
Straßburg3, als Frau Thatcher beide Male überstimmt wurde. Schmerzhaft wurde
man sich in Londen der sich andeutenden potentiellen Isolation bewußt. Eine
dritte Begründung liegt in der Schwierigkeit der Briten, die EG als ein Unterneh-
men zu würdigen, das weit über die Mechanismen der ökonomischen Integration
und über die Verwirklichung eines effektiven Binnenmarktes hinausgeht. Ande-
renorts in der Gemeinschaft erkannte man in dem Moment, als die Berliner
Mauer fiel, daß die EG eine gemeinsame Antwort auf die Neuordnung der
politischen Architektur Europas finden müsse. Daß Frau Thatcher darauf
beharrte, die Vollendung des Binnenmarktes müsse das zentrale Anliegen der EG
bleiben, scheint eine besondere Fehleinschätzung zu sein.

Zu den genannten Faktoren kommt allerdings hinzu, daß sich die grundlegen-
de britische Haltung zur EG seit einiger Zeit wandelt. Die EG-Mitgliedschaft ist
nicht nur zur einem Grundfaktor des politischen und wirtschaftlichen Lebens in
Großbritannien geworden, Interessengruppen der britischen Wirtschaft sehen sich
vielmehr selbst an der kontinuierlichen Dynamik der EG beteiligt4; diese Ansicht
ist auch zunehmend Bestandteil der öffentlichen Meinung5. Frau Thatchers
Politik stimmte daher immer weniger mit der allgemeinen politischen Meinung
überein - im Gegensatz zu früheren Perioden ihrer Amtszeit.

Die Labour Party wird europäischer

Solange Agrarhaushalt und Binnenmarkt die Tagesordnung der Gemeinschaft
beherrschten, war es schwierig, das Interesse an der alltäglichen Gemeinschafts-
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politik zu wecken. Dies änderte sich mit der Debatte über die soziale Dimension
und die WWU. Mit der sozialen Dimension fand die Labour Party ein Thema,
das sie gemeinsam mit der Gewerkschaftsbewegung als ureigenes beanspruchen
konnte. Erstmals seit dem britischen EG-Beitritt fand sich die Partei auf der
Seite der - nicht nur von Sozialisten, sondern auch von Christdemokraten des
Festlands vertretenen - Mehrheitsmeinung in der Gemeinschaft. Das enthusiasti-
sche Eintreten für die Sozialcharta stieß zum einen auf Resonanz in der breiten
öffentlichen Meinung, zum anderen erschwerte es die Position der Regierung, die
sich den 'sozialistischen' Ideen aus Brüssel widersetzte. Bei den Europawahlen im
Juni 1989 zog die Labour Party hieraus Gewinn: Sie verbesserte sich auf 40%
und 45 Mandate6. Außerdem war es ihr möglich, sich mit der Binnenmarkt-
Dimension der EG abzufinden, indem sie die notwendige soziale Flankierung
geltend machte. Das Schwergewicht der Labour-Abgeordneten im EP verlagerte
sich in das pro-europäische Lager, so daß sie engagierter an den EP-Aktivitäten
teilnehmen und enger mit der britischen Labour-Führung zusammenarbeiten
können.

Konservative Meinungsverschiedenheiten

Die Debatte über die WWU führte zu Spaltungen in den Reihen der Konservati-
ven. Seit einiger Zeit gibt es bereits einen Parteiflügel, der sich für eine volle
britische Mitgliedschaft im EWS einsetzt und offen ist für Vorschläge zur WWU.
Edward Heath etwa hat aus seiner Unterstützung für beides kein Geheimnis ge-
macht. Die Geschäfts- und Finanzwelt - in der die Konservative Partei ihre Wur-
zeln hat - war zunehmend beunruhigt angesichts der beharrlichen Weigerung der
Regierung, sich für den Beitritt zum Wechselkursmechanismus des EWS zu ent-
scheiden, und angesichts ihres Widerwillens, konstruktiv über die WWU zu dis-
kutieren7. Dieser beachtliche und zunehmend lautstarke Druck auf die Regie-
rung, verbunden mit dem offenen Geheimnis, daß einige Kabinettsmitglieder
nicht mit der Auffassung der Premierministerin übereinstimmten, ließ das Wäh-
rungsthema zu einem explosiven Potential in der Konservativen Partei werden.

Bei dem Europäischen Rat in Madrid im Juni 1989 bemühten sich Außenmi-
nister Sir Geoffrey Howe und Schatzkanzler Nigel Lawson, die Premierministerin
dazu zu bringen, die weitere Diskussion des Delors-Berichtes nicht zu blockieren
und Bedingungen für die volle Mitgliedschaft Großbritanniens im EWS festzule-
gen. Dafür mußten beide zahlen: Sir Geoffrey Howe verlor bei der Kabinettsum-
bildung im Juli 1989 seinen Posten und führt nun die Regierungsgeschäfte im
Unterhaus; Nigel Lawson entschied sich im Oktober zum Rücktritt, wobei er
nicht verheimlichte, daß ihn vor allem Meinungsverschiedenheiten in der Europa-
politik zu diesem Schritt veranlaßten. Die beiden Nachfolger, Douglas Hurd und
John Major, teilen allerdings die Ansichten ihrer Vorgänger. Das Gleichgewicht
der Meinungen im Kabinett ist somit deutlich verschoben. Frau Thatchers
Fähigkeit, ihrem eigenen Instinkt zu folgen, sollte dennoch nicht unterschätzt
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werden. Das im Oktober 1989 veröffentlichte Papier des Schatzministeriums, das
sich für konkurrierende Währungen und für eine Ausweitung der Verwendung
der ECU ausspricht, stellt eine subtile Mittelposition zwischen den beiden
Haltungen dar.

Diese deutliche Spaltung in der Frage der Wirtschafts- und Währungsunion
wurde von einer Souveränitätsdebatte begleitet. Frau Thatcher hat ihren EG-
Partnern in der Frage der Kompetenzverteilung zwischen Gemeinschafts- und
nationaler Ebene den Fehdehandschuh hingeworfen. Ihre Ablehnung des
LINGUA-Programms, da es nationale Kompetenzen im Bildungsbereich berührt,
und ihr Widerstand gegen EG-Maßnahmen im Gesundheitsbereich - z. B. Rege-
lungen über die Verpackung von Zigaretten und über Rauchverbote an öffent-
lichen Orten - brachten sie dazu, eine strengere Überprüfung der Kommissions-
vorschläge zu verlangen und ein gerichtliches Vorgehen gegen die Kommission
anzudrohen, z. B. auch in bezug auf die Sozialcharta.

Diese scharfe Verteidigung der britischen Souveränität rief zwei völlig unter-
schiedliche Reaktionen hervor. Zum einen applaudierten ihr die Wirtschaftslibe-
ralen, die seit Februar 1989 in der neuen Brügge-Gruppe und dem Adam-Smith-
Institut organisiert sind; ihnen schlössen sich das 'Centre for Policy Studies', das
'Institute for Economic Affairs' und das 'Institute of Directors' mit unterschiedli-
chen Akzenten an. Alle diese einflußreichen Institutionen investierten in den
folgenden Monaten viel Zeit, um ausgefeilte Argumente zu erarbeiten, warum
sich die EG auf das Wirken von Marktkräften in der Gemeinschaft beschränken
solle, und um eigene Vorschläge zur politischen Ausgestaltung der Gemeinschaft
zu entwickeln. Die andere Reaktion bestand in einer scharfen Kritik vom ge-
mäßigten Zentrumsflügel der Konservativen Partei: Die Angst vor Souveränitäts-
verlusten sei fehl am Platz und berge das Risiko, das Vereinigte Königreich in
der Gemeinschaft zu isolieren. Edward Heath war Anführer dieser Attacke im
Europawahlkampf. Der offene Streit trug sicherlich zum Stimmen- und Mandate-
verlust8 der Konservativen bei. Michael Heseltine, dessen Kritik zwar gemäßigter
war, setzte sich seinerseits für eine konstruktive Entwicklung der Gemeinschaft
ein und erstellte so sein eigenes Manifest für die Führung der Konservativen
Partei. Im Herbst stand der Führungsanspruch von Frau Thatcher deutlich in
Frage9. Im Dezember diente dann Sir Anthony Meyer, ausgeprägt pro-europäi-
sches Parlamentsmitglied aus Wales, als Opfer: Er erhielt nur 60 Stimmen. Damit
war Frau Thatchers Position gesichert, wenn auch mit angekratzter Glaubwürdig-
keit. Die neue Machtverteilung im Kabinett ist allerdings gefestigt worden, was
Hurd und Major eine Politik ermöglicht, die nicht immer ganz mit Frau
Thatchers Präferenzen übereinstimmt.

Das Umweltthema

Die Kuriosität der Europawahl lag darin, daß die Grünen erstmals in einer
landesweiten Wahl ein ernstzunehmendes Ergebnis - 15% der Stimmen - erziel-
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ten. Dies war in der Tat paradox: Ihr Wahlprogramm beinhaltete scharfe Kritik
am Binnenmarkt-Programm, doch lag ihre Attraktivität für den Wähler zum Teil
darin begründet, daß die Grünen international ausgerichtet sind: Den vielen
traditionell konservativen Wählern, die dieses Mal für die Grünen stimmten,
erschien die ökologische Partei europäisch-gesinnt. Zudem hat das Bewußtsein
für Umweltverschmutzung in der Öffentlichkeit deutlich zugenommen. Der Wahl-
erfolg einer Partei, die europäischer schien und öffentliche Glaubwürdigkeit
genoß, verwirrte die Regierung. Das folgende umweltpolitische Engagement von
Frau Thatcher muß zum Teil vor diesem Hintergrund gesehen werden. Eine
Rolle spielt auch, daß sie sich in ihren öffentlichen Erklärungen zu Umwelt-
fragen als den meisten ihrer EG-Partner weit voraus darstellt. Diese Behauptung
paßt schlecht zu den Schwierigkeiten der britischen Regierung, z. B. in der
Wasserverschmutzung, die EG-Standards einzuhalten; 1989 schien etwa die Pri-
vatisierung der Wasserversorgung wegen der antizipierten Kosten zur Erreichung
der EG-Standards gefährdet.

Die Festlegung der Tagesordnung auf Gemeinschaftsebene

Fast ein Jahrzehnt lang war die britische Regierung mit einiger Berechtigung
überzeugt, die wesentlichen Punkte der Tagesordnung für die Europäische
Gemeinschaft bestimmt zu haben. Auf britisches Insistieren hin wurden der
Agrarhaushalt aufgerollt und eine Reihe von Reformen beschlossen. Im Rück-
blick erweisen sich viele zunächst umstrittene britische Argumente als gerechtfer-
tigt. Mitte der 80er Jahre waren die Briten die ersten, die mit missionarischem
Eifer für die Vollendung des Binnenmarktes eintraten. Die Regierung Thatcher
war davon überzeugt, wiederum mit einiger Berechtigung, daß eine grundlegende
Liberalisierung nicht leicht zu erreichen sei.

1989 wurden wichtige Binnenmarkt-Themen äußerst kontrovers beraten,
darunter die Zweite Bankenrichtlinie, die Liberalisierung des öffentlichen Auf-
tragswesens, eine effektive Fusionskontrolle, die Liberalisierung der Telekommu-
nikationspolitik sowie Fragen im Zusammenhang mit japanischen Investitionen
und Exporten. Die Gemeinschaft mußte auch ihre Haltung für eine wichtige
GATT-Runde festlegen und die Beziehungen mit ihren verschiedenen Handels-
partnern weiterentwickeln. In all diesen Verhandlungen war das Vereinigte
Königreich ein wichtiger und einflußreicher Teilnehmer, der dazu beitrug, ge-
meinsame Positionen zu finden, und der im ganzen mit den getroffenen Entschei-
dungen zufrieden war. Das Problem der britischen Regierung bestand darin, daß
sich die Tagesordnung der Gemeinschaft im Laufe des Jahres wesentlich auswei-
tete. In der Diskussion über soziale Dimension und Sozialcharta war die britische
Regierung isoliert, obwohl sie einzelne Punkte als weniger problematisch ansah
als ihre Rhetorik glauben ließ. Das gleiche gilt für das Thema Wirtschafts- und
Währungsunion. Großbritannien war in einzelnen substantiellen Fragen, in denen
andere Regierungen ebenfalls Vorbehalte hatten, eigentlich nicht ganz isoliert,
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wenn der äußere Anschein auch ein anderer war. Die britischen Vorbehalte
reichten von der Befürchtung, Souveränität abgeben zu müssen, über Detailfra-
gen der Verwirklichung der WWU bis hin zur Sorge, daß sich die gesamtwirt-
schaftliche Lage Großbritanniens zu sehr von der der Mitglieder des - von der
DM dominierten - EWS unterscheidet.

Die Auswirkungen der Ereignisse in Mittel- und Osteuropa

Großbritannien reagierte eher zögernd auf den dramatischen Wandel in Mittel-
und Osteuropa. Die Demokratisierung der betroffenen Länder wurde natürlich
begrüßt; die Briten stimmten den Hilfsmaßnahmen der Gruppe der 2410 und der
Koordinierungsrolle der Europäischen Kommission frühzeitig und problemlos zu.
Dennoch war die britische Reaktion, insbesondere auf den Wandel in der DDR,
gedämpft. Dies lag zunächst an der instinktiven Sorge, daß das Tempo der
Reformen die Sowjetunion so stark erschüttern könnte, daß die schwierige
Stellung Gorbatschows zusätzlich geschwächt und so der Reformprozeß destabili-
siert werden könne. Zweitens suchte die britische Regierung angesichts der
schnell aufkommenden deutschen Einigungsbewegung nach Mitteln, um den
Prozeß zu verlangsamen. Die Briten, denen als Garant des Vier-Mächte-Abkom-
mens eine wichtige Rolle zukommt, benötigten einige Zeit, um den sich ent-
wickelnden Zwei-plus-vier-Prozeß zu akzeptieren. Drittens trat die britische
Regierung klar dafür ein, die langfristigen Implikationen des Wandels im NATO-
Rahmen abzustimmen. Nach ihrer Auffassung hatte die EG nicht notwendiger-
weise eine herausragende Rolle zu spielen, außer im ökonomischen Bereich.

Was hinter dieser Haltung steht, muß genauer erläutert werden. Für die
britische Regierung lag die Schlüsselfrage in den Folgen der deutschen Einheit
für das Sicherheitssystem. Es sollte daran erinnert werden, daß der wichtige
britische Beitrag zum Aufbau einer stabilen Bundesrepublik aus der Mischung
einer starken NATO-Politik, unterstützt durch den WEU-Vertrag, und einer
erheblichen militärischen Präsenz in der Bundesrepublik durch die Britische
Rhein-Armee bestand. Großbritannien war kein EG-Mitglied in der Zeit, als das
Land als wichtiger Anker für den westdeutschen ökonomischen Aufschwung und
starke partnerschaftliche Verbindungen fungierte. Wer die möglichen Folgen der
deutschen Einigung fürchtet, wie sicherlich die britische Premierministerin,
konzentriert sich logischerweise auf die Sicherheitsorganisationen. Zuzugeben,
daß die EG hier eine unterstützende politische Rolle spielen könne, hieße
zugleich anzuerkennen, daß die EG etwas mit politischer Integration zu tun hat.
Wer dagegen über die deutsche Einigung weniger beunruhigt ist, betont eher,
daß es auf die Unverwüstlichkeit des demokratischen Gefüges in der Bundesre-
publik ankomme, das wesentlich von den Ereignissen in Deutschland abhänge
und nicht von irgendwelchen disziplinarischen Maßnahmen der EG.
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Welche Gemeinschaft?

Zur Jahreswende 1989/90 wurde deutlich, daß es eine Debatte über politische
Reformen in der EG geben werde; es setzte eine Diskussion über das alte
Triptychon Vollendung-Vertiefung-Erweiterung ein. Dabei zeigten sich drei
Strömungen in Großbritannien: Erstens die formale Position der Regierung, für
die die Priorität auf der Vollendung besonders des Binnenmarktes liegt; zweitens
gibt es die Haltung der Brügge-Gruppe, die eine Erweiterung plus Lockerung
befürwortet und von einigen Gruppen des rechten Spektrums unterstützt wird;
drittens sind in eher intellektuellen Kreisen einige Befürworter einer Erweiterung
plus Vertiefung zu finden.

Ungeachtet der aufkommenden innenpolitischen Diskussion gelten die Briten
bei ihren EG-Partnern weiterhin als schwierige und problematische Partner. Ihr
Widerstand gegen zügige Schritte zur WWU, ihre Kritik an der sozialen Dimen-
sion und ihre Weigerung, über die politische Union zu diskutieren, trugen zu
diesem Bild bei. Die britische Regierung mußte wiederholt auf Themen reagie-
ren, die an anderer Stelle in der Gemeinschaft aufgeworfen worden waren, und
stand vor dem Risiko, marginalisiert zu werden. Allein die Tatsache, daß es
möglich war, einen neuen Vertrag für die Wirtschafts- und Währungsunion
anzustreben, den Großbritannien möglicherweise nicht unterzeichnen wird,
veranschaulicht dieses Risiko.
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bungsprozesses; in dem im November veröf-
fentlichten Vierten Bericht des Sonderaus-
schusses für Entscheidungsprozesse wird eine
stärkere parlamentarische Kontrolle gefor-
dert.

3 Vgl. die Beiträge von Peter Hort, Christian
Lequesne und Werner Weidenfeld in diesem
Band.

4 94% sehen in der EG eine gute Sache, heißt
es in: Industrialists and city survey: summary
report. London 1989. Die britischen Unter-

nehmen sind sich zwar der Herausforderung
'1992' zum größten Teil bewußt, aber nur
zum kleineren Teil darauf vorbereitet, s.:
Europe: the next Steps (National Economic
Development Office). London 1989.

5 Bei einer Gallup-Umfrage vom Juni 1989
unterstützten 70% der Befragten die europäi-
sche Einigung, 48% die weitere Integration
und 13% die volle Integration.

6 Die Wahlergebnisse sind dokumentiert im
Jahrbuch 1988/89, S. 435.

7 Einer Umfrage vom Juni 1989 zufolge befür-
worten 93% der Spitzenunternehmer einen
britischen EWS-Beitritt.

8 S. Anm. 6.
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Mitglieder der Premierministerin einen Brief,
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10 S. auch den Beitrag von Barbara Lippen in
diesem Band.
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